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A. Einleitung 

I. AufgabensteIlung 

Die AufgabensteIlung soll an zwei Beispielen1 aus der Rechtsprechung 
verdeutlicht werden: 

Das Bundesverwaltungsgericht2 hatte 1975 folgenden Sachverhalt 
zu würdigen: Der Gemeinderat einer Gemeinde in einem struktur-
schwachen Gebiet beschließt, einem Unternehmer für den Fall der Nie-
derlassung im Gemeindegebiet einen Steuererlaß in Höhe von 50 Ofo des 
Gewerbesteuersolls auf die Dauer von fünf Jahren zu gewähren. 

Dem Bundesfinanzhof3 lag 1970 dieser Rechtsstreit zur Entscheidung 
vor: Ein Facharzt errichtete auf einem dazu erworbenen Grundstück 
im Zonenrandgebiet eine moderne Klinik und beantragte Sonder-
abschreibungen bei den beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagever-
mögens in Höhe von 50 Ofo der Anschaffungskosten, bei den unbeweg-
lichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens in Höhe von 30 Ofo der 
Herstellungskosten; er stützte sein Begehren auf das sog. Zonengrenz-
landförderungsprogramm\ welches Rationalisierungs- und Modernisie-
rungsinvestitionen in diesem Gebiet durch steuerliche Hilfen fördern 
sollte und nach Ansicht der Finanzverwaltung seine Rechtsgrundlage 
in den Billigkeitsvorschriften hatte, die eine frühere Berücksichtigung 
steuermindernder Besteuerungsgrundlagen ermöglichen5• 

Die Problemstellung läßt sich über die Einzelaspekte der Ansiedlung 
von Gewerbebetrieben und der Investitionsförderung in strukturschwa-
chen Gebieten erweitern zu der Frage, ob die Finanzverwaltungsbehör-
den Steuermilderungen auch aus wirtschafts- und sozialpolitischen Er-
wägungen gewähren können, ob sie diese Maßnahmen insbesondere 
dafür einsetzen dürfen, um Wirtschaftsförderung zu betreiben. 

1 Daß es sich dabei nicht um Einzelfälle handelt, zeigt ein Blick auf die 
Rechtsprechung zu § 131 RAO und §§ 163, 227 AO, wobei zu bedenken ist, 
daß nur ein kleiner Teil dieser Fälle - etwa weil die reibungslose Abwick-
lung gescheitert ist - zur gerichtlichen Entscheidung gebracht wird. 

2 BVerwGE 48, 166 vom 18.4. 1975. 
3 BFHE 99, 458 vom 9. 7.1970. 
4 Aufgrund der Beanstandung durch den BFH ist an seine Stelle das Zonen-

randförderungsgesetz vom 5. 8. 1971 (BGBI I S. 1237), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes und anderer Ge-
setze vom 30. 10. 1978 (BGBI I S. 1693) getreten. Das ZRFG sieht in § 3 ent-
sprechende Abschreibungsmöglichkeiten vor. 

S Friiher § 131 I 3 RAO, ab dem 1. 1. 1977 § 163 I 2 AO. 
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Nach der Abgabenordnung8 können im Rahmen der Steuerfestsetzung7 

Steuern niedriger festgesetzt werden, steuererhöhende Besteuerungs-
grundlagen unberücksichtigt bleiben und bei Steuern vom Einkommen 
steuererhöhende Besteuerungsgrundlagen später, steuermindernde Be-
steuerungsgrundlagen früher berücksichtigt werden; im Erhebungsver-
fahren8 können die Finanzbehörden Ansprüche aus dem Steuerschuld-
verhältnis ganz oder teilweise erlassen und bereits entrichtete Steuern 
erstatten oder anrechnen. Diese Maßnahmen haben sämtlich zur Voraus-
setzung, daß die Erhebung bzw. die Einziehung der Steuer nach Lage 
des einzelnen Falles unbillig wäre. 

Die Finanz- und Verwaltungsgerichte entscheiden in ständiger Recht-
sprechunge, daß ein Steuererlaß oder eine abweichende Festsetzung von 
Steuern, die nicht aus Billigkeitsgründen, sondern aus wirtschaftspoli-
tischen Erwägungen, insbesondere zur Förderung der Ansiedlung eines 
Gewerbebetriebs gewährt werden, gegen das aus den Vorschriften über 
Steuermilderung aus Billigkeitsgründen zu entnehmende gesetzliche 
Verbot verstoßen, durch Verwaltungsmaßnahmen Steuerbefreiungen 
über den Rahmen dieser Vorschriften hinaus zu gewährenlo. 

In der Literatur sind die Meinungen zu der Frage, ob auch außer-
steuerliche Erwägungen einen Steuererlaß oder eine abweichende Fest-
setzung der Steuer zu rechtfertigen vermögen, geteilt. Die wohl über-
wiegende Zahl der Stimmen hält mit der Rechtsprechung die Verfol-
gung von Sachzielen im Rahmen der Milderungsvorschriften für unzu-
lässiglI. FZume spricht von einer diesbezüglichen "Versuchung"l! der 

• v. 16.3. 1976, BGBI I s. 613, berichtigt BGBI 1977 I s. 269. 
7 § 163 AD. 
s § 227 AD. 
e Grundlegend BFH BStBl 1952 S.6, 10; aus neuerer Zeit BVerwG DVBI 

1960 S.106; DVBl1964 S. 122; BFH BStBl 1970 S.696, 701; BStBI 1972 S.754, 
757; BStBl1975 S. 51,52; BStBl1977 S. 309; HFR 1978 S. 18. 

10 So auch BVerwGE 48, 166, 168. Gleichwohl hält das Bundesverwaltungs-
gericht den Erlaß von Gewerbesteuer für zulässig, wenn ein Betrieb seiner 
Standortgemeinde Aufwendungen zum Ausbau der örtlichen Infrastruktur 
abnehme und dadurch Gewinneinbußen erleide. Das Gericht nimmt damit 
eine - bei Steuern nicht vorhandene --.: synallagmatische Verknüpfung von 
Staatseinnahmen und Staatsausgaben an (vgl. Vogel 1 Walter, BK, Art. 105 
Rdnr.54) und leistet im Ergebnis dem traditionellen Formenmißbrauch Vor-
schub, der darin besteht, daß der Steuererlaß als Preis für eine Leistung 
des Steuerpflichtigen gezahlt und damit in ein illegales Austauschgeschäft 
zwischen Staat und Bürger eingebracht wird, so treffend Isensee, Billigkeits-
korrektiv, S.140. Darüber hinaus stehen der Anwendung des Do-ut-des-
Prinzips, das für das allgemeine Verwaltungsrecht in § 56 BVwVfG Ausdruck: 
gefunden hat, im Steuen-echt finanzverfassungsrechtliche Bedenken entge-
gen, s. dazu unter D. VI. 2. b) u. 3. 

11 Flume, StbJb 1953/54 S. 98 ff.; Strickrodt in: Bühler 1 Strick:rodt, Steuer-
recht, S.219; Elsen, StuW 1959 Sp.504; Dyckhoff, Steuermilderung, S. 45 ff. 
Waiblinger, Steuererlaß, S. 80 f.; Steinhauer, Billigkeitsgedanke, S. 97 ff. 
v. Bodungen, Billigkeitserlaß, S. 12; Selmer, Steuerinterventionismus, S. 288 f. 
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Finanzbehörden und verweist eine derartige Verwaltungspraxis - auch 
wenn sie zugunsten des Steuerpflichtigen und "in bester Absicht" ge-
schehe - in das Gebiet der "Rechtsbeugung"18. 

Daneben gibt es Autoren, die auch nichtfiskalische Gesichtspunkte in 
die Handhabung der Milderungsvorschriften einbeziehen wollen. Bau-
mannu unterscheidet zwischen der Verfolgung von Sachzielen, die er 
für unzulässig häW&, und der Berücksichtigung volkswirtschaftlicher 
Interessen: In ganz besonders gelagerten Ausnahmefällen soll ein volks-
wirtschaftliches Interesse von derart überragender Bedeutung sein kön-
nen, daß seine Nichtberücksichtigung eine Unbilligkeit im Sinne der 
Milderungsvorschriften sei. Die Unbilligkeit für das betreffende Unter-
nehmen soll dann darin bestehen, daß es seine hervorragende volks-
wirtschaftliche Aufgabe bei Versagung des Erlasses nicht erfüllen 
könnte. Das gesamtwirtschaftliche Interesse wird also dem Billigkeits-
grund gleichgesetztl6• 

Nach Wittneben17 kann in Ausnahmefällen die Unbilligkeit auch "mit" 
in wirtschaftlichen und sozialen Gründen ihre Rechtfertigung finden. 
Zwar sei es grundsätzlich nicht Aufgabe der Finanzverwaltung, Wirt-
schafts- oder Sozialpolitik zu betreiben. Anderes habe aber dann zu 
gelten, wenn ein starres Festhalten an diesem Grundsatz im Einzelfall 
sich steuerlich als unbillige Härte auswirke, die im gesamtwirtschaft-
lichen Interesse nicht verantwortet werden könne. Grundsätzlich sei 
davon auszugehen, daß ein Unternehmen, das im vorwiegenden Inter-
esse des ganzen Volkes bereit ist, ungewöhnlich große Lasten oder ein 
hohes Risiko auf sich zu nehmen, zur Erfüllung dieser Aufgaben An-
spruch auf die besondere Unterstützung des Staates habe. 

Becker / Riewald / Koch18 sehen zwar darin, daß jemand durch Be-
steuerung daran gehindert wird, eine wirtschaftliche Maßnahme durch-
zuführen, an sich keine Unbilligkeit, sie fahren aber für den Fall der 
Verlagerung der Steuerschuld durch Zubilligung von Sonderabschrei-
bungen fort, man könne dann u. U. schon sagen, daß es "unbillig" sei, 
wenn durch Ablehnung der Verlagerung die Erreichung eines volkswirt-
schaftlich besonders bedeutsamen Ziels verhindert werde. Jedenfalls 
dürfe man diesen Gedanken nicht ganz von der Hand weisen. 

Heinlein, Inf. 1976 S.439; Tipke / Kruse, AO, § 227 Tz.40; Isensee, Billig-
keitskorrektiv, S. 140. 

1! Flume, StbJb 1953/54 S. 99. 
13 Flume, StbJb 1953/54 S. 100. 
14 Baumann, Änderungsgesetz, S. 54. 
15 Baumann, Änderungsgesetz, S. 52. 
18 Baumann, Änderungsgesetz, S. 54. 
17 Wittneben in: Mattem / Wittneben, Abgabenänderungsgesetz, S.40. 
18 Becker / Riewald / Koch, RAO, § 131, Anm. 3 c) Abs. 7. 

2 Weber 
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